
dieses gute ökonomische Ergebnis 
nicht zuletzt auch deshalb erreicht 
werden konnte, weil Ordnung, Diszi­
plin und Sicherheit jetzt integrieren­
der Bestandteil der Leitungstätigkeit 
im Betrieb sind und weil die Werk-

Am Kreisgericht Stralsund-Stadt 
wird regelmäßig eingeschätzt, wie 
und mit welchen Methoden die Rich­
ter im Zusammenwirken mit anderen 
Organen und gesellschaftlichen Kräf­
ten zur Kriminalitätsvorbeugung und 
zur Festigung von Ordnung und Si­
cherheit beitragen können. An jedem 
Montag informieren alle Richter den 
Direktor kurz über den Gegenstand 
der in der laufenden Woche anstehen­
den Verfahren und über die Maßnah­
men, die sie zur Erhöhung der Wirk­
samkeit dieser Verfahren eingeleitet 
bzw. vorgesehen haben. Diese Bera­
tungen tragen dazu bei, die effektiv­
sten Formen der Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte zu finden und die 
geeigneten Strafsachen für Verhand­
lungen vor erweiterter Öffentlichkeit 
und für die Auswertung des Verfah­
rens auszuwählen.
Uber die Art der Verfahrensauswer­
tung berät der Vorsitzende des Ge­
richts in der Regel im Anschluß an 
die Hauptverhandlung mit dem Ver­
treter des Kollektivs des Verurteilten. 
Dabei wird im einzelnen erörtert, 
welcher Personenkreis an der Aus­
wertung teilnehmen soll, wann und 
wo sie stattfinden soll. Nimmt der 
Kollektivvertreter die Auswertung im 
Kollektiv selbst vor, dann erhält er 
vom Vorsitzenden konkrete Hinweise 
auf die Schwerpunkte und etwaige 
Besonderheiten des Strafverfahrens. 
Anhand eines Formblattes berichtet 
der Kollektivvertreter dem Gericht 
über das Ergebnis dieser Auswer­
tung. Insbesondere teilt er mit, welche 
Fragen im Mittelpunkt der Diskus­
sion gestanden haben und welche 
Probleme eventuell noch nicht geklärt 
werden konnten.
Unsere Erfahrungen zeigen, daß diese 
Auswertungen sehr gründlich vorbe­
reitet werden und die Kollektive in 
den Betrieben, aber auch Bürger in 
den Wohngebieten dadurch angeregt 
werden, sich noch intensiver um die 
Beseitigung straftatbegünstigender 
Bedingungen und um die Festigung 
von Sicherheit und Ordnung im je­
weiligen Bereich zu bemühen. Dies 
wird an folgendem Beispiel deut­
lich:
In einem Strafverfahren gegen drei 
Jugendliche wurden die Vorsitzenden 
von zwei Wohnbezirksausschüssen 
der Nationalen Front zur Hauptver­
handlung geladen. Die Jugendlichen 
hatten in diesen Wohnbezirken par­
kende Autos beschädigt, Gartentüren 
ausgehängt und Straßenlaternen zer­
schlagen. Es war ein Gesamtschaden 
von 170 Mark entstanden. Im An­
schluß an die Hauptverhandlung ha­
ben sich die WBA-Vorsitzenden be­

tätigen die Durchsetzung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit im Produk­
tionsprozeß zu ihrer eigenen Angele­
genheit gemacht haben.
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des Kreises Gotha

reit erklärt, das Verfahren in ihren 
Wohnbezirken auszuwerten.

Diese Auswertungen hatten das Ziel, 
die Bürger über die Straftaten der 
Jugendlichen und die strafrechtliche 
Beurteilung dieser Handlungen zu in­
formieren und damit die Öffentlich­
keit zur Vorbeugung solcher Rechts­
verletzungen, zur Beseitigung der 
straftatbegünstigenden Umstände und 
zur Schaffung einer Atmosphäre der 
Unduldsamkeit gegenüber gesetz­
widrigen Handlungen zu mobilisie­
ren. Im Ergebnis dieser Verfahrens­
auswertungen wurde für beide Wohn­
bezirke ein gemeinsames Aktiv für 
Ordnung und Sicherheit geschaffen. 
Als eine der ersten Aufgaben hat das 
Aktiv eine Begehung der beiden

Nach § 46 Abs. 1 der 1. DB zur StPO 
ist für die Verwirklichung der Ver­
pflichtung zu gemeinnütziger Frei­
zeitarbeit der Rat des Kreises zustän­
dig.
Die Verpflichtung zu unbezahlter ge­
meinnütziger Arbeit in der Freizeit 
kann ausgesprochen werden:
1. im Zusammenhang mit der Ver­
urteilung auf Bewährung gemäß § 33 
Ähs. 4 Ziff. 4 StGB bis zu 10 Arbeits­
tagen,
2. als spezifische Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
Jugendlicher gemäß § 70 Abs. 2 StGB 
bis zu 10 Arbeitstagen,
3. bei Verletzung der mit der Verur­
teilung auf Bewährung verbundenen 
Pflichten gemäß § 35 Abs. 5 StGB, 
§ 342 Abs. 5 StPO bis zu sechs Ar­
beitstagen,
4. bei der Strafaussetzung auf Bewäh­
rung gemäß § 45 Abs. 3 Ziff. 6 StGB 
bis zu 10 Arbeitstagen,
5. bei Ordnungswidrigkeiten gemäß 
§6 Abs. 1 Ziff. 5 OWG bis zu sechs 
Arbeitstagen, sofern diese Ordnungs­
strafmaßnahme im Gesetz ausdrück­
lich angedroht ist (z. B. § 4 Abs. 2 
OWVO).
In den meisten Fällen wird diese Ver­
pflichtung solchen Rechtsverletzern 
auferlegt, die eine labile Einstellung 
zu ihren gesellschaftlichen Pflichten 
im Betrieb oder in ihrem Freizeit­
bereich haben, deren Straftaten Aus­
druck einer Mißachtung des soziali­
stischen oder persönlichen Eigentums 
sind und die keine Achtung vor den 
Werten besitzen, die die Werktätigen 
geschaffen haben.
Der Rat des Kreises Wittenberg hat 
in einem Beschluß festgelegt, daß für

Wohnbezirke vorgesehen, um weitere 
Maßnahmen zur Erhöhung von Ord­
nung und Sicherheit festzulegen. 
Außerdem wurde eine Ordnungs­
gruppe der FDJ aufgebaut.
In einer Sitzung des Sekretariats des 
Kreisausschusses der Nationalen 
Front wurden die Erfahrungen aus 
der Zusammenarbeit bei der Auswer­
tung dieses Strafverfahrens auch für 
die anderen Wohnbezirksausschüsse 
des Kreises verallgemeinert. In einer 
Schulung der WBA-Vorsitzenden 
wird das Kreisgericht die Probleme 
der Zusammenarbeit bei der Durch­
setzung der Ordnung und Sicherheit, 
der Vorbeugung von Straftaten sowie 
der Rechtserziehung und Rechtspro­
paganda in den Wohnbezirken erör­
tern
Die Mitwirkung von Vertretern der 
Wohnbezirksausschüsse und die ziel­
gerichtete Auswertung von geeigne­
ten Strafverfahren im Wohnbezirk 
können also — wie dieses Beispiel 
zeigt — für die Vorbeugung von 
Rechtsverletzungen genutzt werden 
und zugleich die Bewegung der Werk­
tätigen für Ordnung und Sicherheit 
unterstützen.
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die Verwirklichung der gemeinnützi­
gen Freizeitarbeit das Amt für Arbeit 
verantwortlich ist, und zugleich be­
stimmte Betriebe benannt, in denen 
gemeinnützige Freizeitarbeit geleistet 
werden soll. Das Amt für Arbeit hat 
in Zusammenarbeit mit dem Kreis­
gericht entsprechende Formulare ent­
wickelt, die den organisatorischen 
Ablauf erleichtern.
Dem Amt für Arbeit wird vom Kreis- 
gericht das Verwirklichungsersuchen 
bzw. vom Volkspolizeikreisamt die 
Ordnungsstrafverfügung zugestellt. 
Daraufhin wird der betreffende Bür­
ger schriftlich vom Amt für Arbeit 
aufgefordert, die gemeinnützige Frei­
zeitarbeit bis zu einem konkret an­
gegebenen Termin in einem bestimm­
ten Betrieb zu leisten und dazu Ar­
beitskleidung mitzubringen. Der Bür­
ger hat sich danach in dem in der 
Aufforderung genannten Betrieb zu 
melden.
Des weiteren informiert das Amt für 
Arbeit den jeweiligen Betrieb schrift­
lich darüber, daß der Bürger X. durch 
Urteil des Kreisgerichts bzw. Ord­
nungsstrafverfügung des Volkspoli- 
zeikreisamtes verpflichtet wurde, un­
bezahlte gemeinnützige Freizeitarbeit 
zu leisten. Es werden außerdem die 
Dauer der Freizeitarbeit und der für 
die Verwirklichung der Verpflichtung 
festgelegte Termin mitgeteilt.
Der Betrieb hat das Amt für Arbeit 
über das Ergebnis der gemeinnützi­
gen Freizeitarbeit ebenfalls schriftlich 
zu informieren. Er schätzt dabei kurz 
die von dem Bürger geleistete Arbeit 
und ihren Nutzen sowie das Verhal­
ten des Bürgers ein. Diese Informa­
tionen werden vom Amt für 'Arbeit

Zielgerichtete Verfahrensauswertung unterstützt
die Bewegung für Ordnung und Sicherheit im Wohnbezirk

Erfahrungen bei der Verwirklichung 
der gemeinnützigen Freizeitarbeit

107


